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Öffentliche Bekanntmachung -
Auslegungsverfahren bei der
unteren Wasserbehörde

Entsprechend § 9 Grundbuchbereinigungs-
gesetz (GBBerG), BGBl. Teil I 1993, S.
2192 in Verbindung mit § 7 der Sachen-
rechtsdurchführungsverordnung (SachenR-
DV), BGBl. Teil I 1994, S. 3900, erfolgt
nachstehende Bekanntmachung:

Durch den Zweckverband Zweckverband
Wasser/Abwasser Zeulenroda, Alleestraße
9, 07937 Zeulenroda-Triebes, wurde Antrag

auf Erteilung der Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung gemäß § 9 Abs. 4
GBBerG zum Eintrag einer beschränkten
persönlichen Dienstbarkeit für wasserwirt-
schaftliche Anlagen (Fernwasserleitungen,
Trinkwasserleitungen, Entleerungsleitungen
usw.) gestellt.

Die Eigentümer der betroffenen Grund-
stücke werden auf ihr Widerspruchs-
recht gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Sa-
chenR-DV hingewiesen.

Die wasserwirtschaftlichen Anlagen befin-
den sich auf den nachfolgend genannten
Fluren und Flurstücken in der

Gemeinde Lunzig, Gemarkung Kauern:

Trinkwasserleitungen

Grundbuchblatt-Nr. Flur Flurstücks-Nr.
1 3 80/2
2 3 72/1
2 3 81/2
3 1 3
3 3 75/2
10 1 8
10 3 71/1
10 3 82
11 3 73/1
14 3 78/3
27 3 83/1
34 4 34/1
34 3 69/1

Trink- und Abwasserleitungen

Grundbuchblatt-Nr. Flur Flurstücks-Nr.
9 3 18
9 3 67/3
9 3 77/3
12 1 15
12 1 17
21 1 7/1
21 1 14
21 3 79/3
36 1 29/3
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Gemarkung Hohenölsen:

Trinkwasserleitungen

Grundbuchblatt-Nr. Flur Flurstücks-Nr
25 2 52/6
150 12 474/2
386 12 473/1
386 12 474/3

Die von den Anlagen betroffenen Grund-
stückseigentümer können den eingereichten
Antrag sowie die beigefügten Unterlagen
innerhalb von 4 Wochen vom Tag dieser
Bekanntmachung an in den Diensträumen
der unteren Wasserbehörde beim Landrats-
amt Greiz, Haus II,  Dr.-Scheube-Str. 6,
07973 Greiz, einsehen.

Das Landratsamt Greiz erteilt die Leitungs-
und Anlagenbescheinigungen nach Ablauf
der Auslegungsfrist gemäß § 9 Abs. 4
GBBerG in Verbindung mit § 7 Abs. 4 und 5
SachenR-DV vom 20.12.1994.

Hinweis zur Einlegung von Widersprü-
chen:
Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG ist von
Gesetzes wegen eine beschränkte persönli-
che Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober
1990 bestehenden wasserwirtschaftlichen
Anlagen einschließlich der dazugehörigen
Anlagen (Schachtbauwerke, Steuerkabel...)
entstanden. Die durch Gesetz entstandene
beschränkte persönliche Dienstbarkeit do-
kumentiert nur den Stand vom 3. Oktober
1990. Alle danach eingetretenen Verände-
rungen müssen durch einen zivilrechtlichen
Vertrag zwischen dem Versorgungsunter-
nehmen und dem Grundstückseigentümer
geklärt werden.

Da die Dienstbarkeit durch Gesetz bereits
entstanden ist, kann ein Widerspruch nicht
damit begründet werden, dass kein Einver-
nehmen mit der Belastung des Grundbu-
ches erteilt wird. Ein zulässiger Widerspruch
kann nur darauf gerichtet sein, dass die von
dem antragstellenden Unternehmen darge-
stellte Leitungsführung nicht richtig ist. Dies
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur
dagegen richten kann, dass das Grundstück
gar nicht von einer Leitung betroffen ist oder
in anderer Weise als von dem Unternehmen

dargestellt. Wir möchten Sie daher bitten,
nur in diesen begründeten Fällen von Ihrem
Widerspruchsrecht Gebrauch zu machen.
Der Widerspruch kann in den Diensträumen
der unteren Wasserbehörde,  Dr.-Scheube-
Str. 6,  07973 Greiz, schriftlich oder zur
Niederschrift bis zum Ende der Ausle-
gungsfrist erhoben werden.

Nach § 9 Abs. 3 GBBerG ist das Versor-
gungsunternehmen verpflichtet, dem Ei-
gentümer des belasteten Grundstücks einen
einmaligen Ausgleich für das Anlagen- bzw.
Leitungsrecht zu zahlen. Die erste Hälfte
des Betrages wird unverzüglich nach Ein-
tragung der Dienstbarkeit fällig, die zweite
Hälfte am 1.01.2011. Die Zahlung des Aus-
gleichs setzt eine entsprechende Aufforde-
rung des Grundstückseigentümers an das
Versorgungsunternehmen voraus.
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Zweckvereinbarung über die Auf-
nahme von Kindern in die Kinder-
tageseinrichtung der Gemeinde

Bocka

Aufgrund des § 17 Abs. 1 S. 2-4 ThürKitaG
vom 16. Dezember 2005 (GVBl. Nr. 17, S.
371) schließen

die Gemeinde Bocka   (als aufnehmende
Gemeinde), vertreten durch den Bürgermei-
ster

und die Gemeinde Hundhaupten  (als die
abgebende Gemeinde), vertreten durch die
Bürgermeisterin

folgende Zweckvereinbarung nach den §§ 7
ff. des Gesetzes über die kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (KGG) in der Fassung der
Neubekanntmachung vom 10. Oktober
2001 (GVBl. S. 290) ab:

§ 1 Aufgaben

(1) Für die Betreuung von Kindern vom
vollendeten ersten Lebensjahr bis zum Be-
ginn der Grundschule (bei freien Plätzen
einschließlich der Hortbetreuung) , die ihren
Hauptwohnsitz in der abgebenden Gemein-
de haben, stellt die aufnehmende Gemein-
de die erforderlichen Plätze gemäß
§ 17 Abs. 1 S. 2 ThürKitaG in ihrer Kinder-
tageseinrichtung zur Verfügung. Im Übrigen
bestimmen sich die Aufgaben entsprechend
der Vorschriften des ThürKitaG und der
einschlägigen Rechtsverordnungen.

(2) Die aufnehmende Gemeinde bedient
sich zur Erfüllung der Aufgabe eines Freien
Trägers, der Volkssolidarität KV Gera e. V.
Entsprechende Verträge sind abgeschlos-
sen.

§ 2 Betreuung, Anhörung

(1) Für die aufnehmende Gemeinde ist der
Freie Träger für die kind- und fachgerechte
Betreuung nach Maßgabe SGB VIII und des
ThürKitaG sowie der hierauf beruhenden
Verordnungen allein zuständig.

(2) Die abgebende Gemeinde muss vor
allen wesentlichen Entscheidungen, welche
die Einrichtung und den Betrieb der Kin-

dertageseinrichtung betreffen, gehört wer-
den.
Eine Anhörung hat bei Entscheidungen
über:

a) Investitionsvorhaben,
b) den Abschluss, die Änderung eines

Vertrages mit dem Freien Träger,
c) die Änderung der Elternbeiträge,
d) personelle Veränderungen in der

Kindertageseinrichtung,
e) die Bedarfsplanung i. S. des § 17

ThürKitaG
zu erfolgen.

§ 3 Aufnahme

(1) Die Kinder der beteiligten Gemein-
den sind gleichrangig in der Reihenfolge
ihrer Anmeldung in die Kindertageseinrich-
tung aufzunehmen.

(2) Kinder aus Gemeinden, die
nicht an dieser Zweckvereinbarung beteiligt
sind, können im Rahmen des Wunsch- und
Wahlrechts nach § 4 ThürKitaG aufgenom-
men werden, soweit im Kindergarten noch
Kapazitäten vorhanden sind und noch keine
Warteliste besteht. Das Weitere zur Auf-
nahme auswärtiger Kinder regelt die Benut-
zungssatzung.

§ 4 Elternbeiträge, sonstige Einnahmen

Zur Deckung der Kosten des Betriebes der
Kindertagesstätte erhebt der Freie Träger
entsprechend den Regelungen des ThürKi-
taG und der hierauf beruhenden Verord-
nungen angemessene Elternbeiträge. Die
Beiträge werden sozial gestaffelt. Das Nä-
here regelt die Gebührensatzung des Trä-
gers.

§ 5 Finanzierung der ungedeckten Be-
triebskosten

(1) Die abgebende Gemeinde erstattet
der aufnehmenden Gemeinde anteilig nach
der Zahl der betreuten Kinder in der Ein-
richtung die nicht durch Spenden und El-
ternbeiträge gedeckten Betriebskosten. Die
Erstattung erfolgt jeweils nach Abschluss
der Jahresrechnung.
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(2) Wurde die Betreibung der
Kindertageseinrichtung auf einen freien ge-
meinnützigen Träger übertragen, so richtet
sich die Höhe des insgesamt durch die
Kommunen zu tragenden Zuschusses nach
dem gesondert durch die aufnehmende
Gemeinde mit dem freien Träger abge-
schlossenen Vertrag zur Übertragung der
Kindertageseinrichtung.

(3) Bis zur Abschlussrechnung werden
monatlich Abschlagszahlungen pro Kind
durch die abgebende Gemeinde entrichtet,
die sich aus dem vom Träger vorgelegten
Jahreshaushalt und dem gemeinsam mit

dem Dritten (MTT) abgeschlossenen Miet-
vertrag errechnen. Die Abschlagszahlungen
sind jeweils zum 15. eines Monats fällig.
Ergibt sich nach Vorliegen der Jahresrech-
nung, dass die gezahlten Abschlagszahlun-
gen den insgesamt durch eine Gemeinde zu
zahlenden Jahreszuschuss über- oder un-
terschreiten, erfolgt der Ausgleich bis zum
30.06. des Folgejahres.

§ 6 Berechnung der ungedeckten Be-
triebskosten

(1) Die Höhe der ungedeckten Betriebs-
kosten berechnet sich folgendermaßen:

laufende
Nummer

Ausgabearten/Einnahmearten Gruppe im Grup-
pierungsplan

1 Personalausgaben pädagogisches Fachpersonal 40-47
2 Personalausgaben übriges Personal 40-47
3 Unterhalt der Grundstücke und baulichen Anlagen, usw. 50
4 Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände

sonstige Gebrauchsgegenstände
52

5 Mieten und Pachten 53
6 Bewirtschaftung der Grundstücke, bauliche Anlagen usw. 54
7 Besondere Aufwendungen für Bedienstete 56
8 Weitere Verwaltungs- und Betriebsausgaben 57-63
9 Steuern, Versicherungen, Schadensfälle 64
10 Geschäftsausgaben 65
11 Weitere allgemeine sachliche Ausgaben 66
12 Erstattungen von Ausgaben des Verwaltungshaushalts 67a)
13 Kalkulatorische Kosten 68
14 Verpflegungskosten 57-63

Abzuziehen sind die Einnahmen für die Kindertageseinrichtungen:

15 Elternbeiträge 11
16 Verpflegungsgebühren 11
17 Spenden (sofern diese nicht für Investitionen zu verwen-

den sind)
17

(2) Um die von der abgebenden
Gemeinde nach Vorlage der Jahresab-
schlussrechnung zu tragenden Kosten zu
ermitteln, ist die Zahl der Kinder aus der
jeweiligen Gemeinde, die im abgelaufenen
Kindergartenjahr betreut wurden, mit den
durchschnittlichen nicht gedeckten Be-
triebskosten pro Platz zu multiplizieren.

(3) Wurde ein Kind nicht während des
gesamten Jahres betreut (maßgebend ist
die Anmeldung), wird es nur anteilig mitge-
rechnet, z. B. bei einer Betreuungszeit von
sechs Monaten mit 6/12 = 0,5.

§ 7 Finanzierung von Investitionskosten

Die für Investitionen aufzubringenden Ko-
sten, werden nach Abzug von Investitions-
kostenzuschüssen und sonstigen Leistun-
gen Dritter (z. B. Spenden), auf die an die-
ser Zweckvereinbarung beteiligten Gemein-
den anteilig nach der Kinderzahl umgelegt.
Bei Entscheidung über Investitionsvorhaben
ist die abgebende Gemeinde vorher anzu-
hören. Maßgebend ist die Zahl der in der
jeweiligen Gemeinde zum 31. Dezember
des vorangegangenen Jahres gemeldeten
Kinder im Alter von 0 bis 6 ½ Jahren.
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§ 8 Betriebsübernahme durch einen
freien gemeinnützigen Träger

Die Beteiligten sind sich darüber einig, das
der Betrieb der Kindertageseinrichtung auf
einen Träger übertragen ist. Dazu wurde
zwischen der aufnehmenden Gemeinde und
dem Träger ein schriftlicher Übernahmever-
trag abgeschlossen, der die Bestimmungen
des ThürKitaG, die insoweit ergangenen
Ausführungsvorschriften und Verwaltungs-
richtlinien sowie die Regelungen dieser
Vereinbarung entsprechend beachtet.

§ 9 Kündigung und Auseinandersetzung

(1) Die Vereinbarung wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen.

(2) Eine Kündigung kann nur schriftlich
frühestens mit einer Frist von 6 Monaten
zum 31.05.2010 erfolgen.

(3) Wird die Zweckvereinbarung aufge-
hoben, so haben die Beteiligten eine Aus-
einandersetzung anzustreben, die insbe-
sondere die staatliche Bedarfsplanung be-
rücksichtigt. § 13 ThürKGG gilt entspre-
chend.

§ 10 Streitigkeiten

Können Meinungsverschiedenheiten unter
den Beteiligten nicht gütlich bereinigt wer-
den, so ist die zuständige Aufsichtsbehörde
zur Schlichtung anzurufen.

§ 11 Inkrafttreten

Die Vereinbarung tritt am Tage nach ihrer
Unterzeichnung in Kraft.
Anders lautende und früher abgeschlossene
Vereinbarungen, die einen ähnlichen Re-
gelungsinhalt hatten, verlieren damit ihre
Gültigkeit.

Bocka, den 23.06.2006
Ort (aufnehmende Gemeinde), Datum

gez. Schiffner

Hundhaupten, den 23.06.2006
Ort (abgebende Gemeinde), Datum

gez. Pätzold-Häselbarth
_______________________________
Unterschrift

______________________________
Unterschrift

Vollzug der Thüringer Kommunal-
ordnung (ThürKO) u. a. Gesetze

Zweckvereinbarung über die Auf-
nahme von Kindern in die Kinderta-
geseinrichtung der Gemeinde Bocka

(VG Münchenbernsdorf)

Das Landratsamt Greiz erlässt folgenden

B e s c h e i d :

1. Die Zweckvereinbarung zwischen den
Gemeinden Bocka und Hundhaupten
über die Aufnahme von Kindern in die
Kindertageseinrichtung der Gemeinde
Bocka vom 23.06.2006 wird genehmigt.

2.     Dieser Bescheid ergeht kostenfrei.

gez.
Martina Schweinsburg
Landrätin


